Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 


Drucksache 10/5769 


25. 06. 86 


Sachgebiet 2032 


Bericht 

des Haushattsausschusses (8. Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes über die Anpassung von Dienst- und 
Versorgungsbezügen in Bund und Ländern 1986 

(Bundesbesoldungs- und -Versorgungsanpassungsgesetz 1986 — BBVAnpG 86) 
— Drucksachen 10/5450, 10/5766 — 


Bericht der Abgeordneten Dr. Riedl (München), Kühbacher, Dr. Weng (Gerlingen) 
und Dr. Müller (Bremen) 


Die Bezüge der Beamten, Richter und Soldaten 
sowie der Versorgungsempfänger des Bundes, der 
Länder und Gemeinden sollen mit Wirkung vom 
1. Januar 1986 entsprechend der Entwicklung der 
allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen Ver- 
hältnisse linear um 3,5 v. H. angehoben werden. 
Außerdem soll das Urlaubsgeld für Beamte und Sol- 
daten mit einem Grundgehalt aus den Besoldungs- 
gruppen A 1 bis A 8 um 150 DM, für Beamte auf 
Widerruf im Vorbereitungsdienst um 100 DM erhöht 
werden. 

Der Gesetzentwurf führt zu Mehrausgaben für die 
öffentlichen Haushalte, die im einzelnen im Ab- 
schnitt III (Kosten) der Begründung zu dem Ge- 
setzentwurf in der Drucksache 10/5450 aufgeführt 
sind. 


Danach entstehen an jährlichen Mehrkosten beim 


Bund 

Bundesbahn 

Bundespost 

Länder 

Gemeinden 


829800 000 DM, 
390100000 DM, 
518100 000 DM, 
2 340 200 000 DM, 
361700000 DM, 


Sonstige wie Sozialversicherungs- 
träger usw. im Bundes- 
und Länderbereich 72 900 000 DM. 

Die Mehrkosten sind für 1986 in den Personaltiteln 
der entsprechenden Einzelpläne im Bundeshaushalt 
1986 enthalten. Für die Folgejahre ist der Finanz- 
plan des Bundes entsprechend fortzuschreiben. Vor- 
schußweise werden die Beträge den Zahlungsemp- 
fängern bereits ausgezahlt. 

Darüber hinaus wird durch den Beschluß im fe- 
derführenden Innenausschuß vorgeschlagen, die 
Entschädigung für Spitzendienstzeiten nach § 50 a 
Bundesbesoldungsgesetz der Soldaten auf 100 DM 
monatlich zu erhöhen. Die dafür aufzuwenden- 
den Kosten betragen im Einzelplan 14 jährlich 
9300 000 DM, die im Rahmen des Gesamtansatzes 
des Einzelplans aufgefangen werden. 

Der Gesetzentwurf ist mit der Haushaltslage des 
Bundes vereinbar. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden 
Innenausschuß vorgelegten Beschlußempfehlung zu 
dem Gesetzentwurf, 


Bonn, den 25. Juni 1986 
Der Haushaltsausschuß 

Walther Dr. Riedl (München) Kühbacher Dr. Weng (Gerlingen) Dr. Müller (Bremen) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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